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J Nr.7251. M r {Kurfürst 9810 (Reichswirtschaftsministerium) 

am JUL 1 1 * 
£ageb. IU-. 

L J . f l n t 
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L J 
das Reichswirtschaftsministerium, 
das Reichs finanzmini sterium, 
das.preußische Ministerium für Handel und Gewerbe, 
die Vertretung Hamburgs bei der Reichsregierung, 
die Vertretung Bremens bei der Reichsregierung 
die Vertretung Lübecks bei der Reichsregierung, 
den Reichsverband der Deutschen Jndustrie, 
den Deutschen Jndustrie- und Handelstag, 
den Reichsverband des Deutschen Groß- und Überseehandels, 
den Deutsch-Amerikanischen Wirtschaftsverband, 
d i e Haup tfa chver bande, 
die Zweig- und Reichsnachrichtenstellen, 
den Bayerischen Jndustrie- und Handelskammer tag, 
den Deutschen Wirtschaftsdienst (für Auskunftszwecke) 

~ je besonders - . 

Abschrift wird mit Bezug auf daß Schreiben 
ZWA I Nr. 1655 VOM 11.Februar 1929 ergebenst übersandt. 

Zentral stelle 
für den wirtschaftlichen 
Auslandasnachr i ch tend icnst. 

Me. 



APßJ^ZLil.Ä^A I Nr , 7251. 

Montreal, den 23Mai 1929. 
Jnhalt: Lie 50 Prozent Klausel ist im 
Kanadischen Parlament von progressiver 
Seite angegriffen aber von der Regierung 
verteidigt worden. Sollten die eingelei-
teten Erhebungen zeigen daß Härten bestän-
den, so werde später Abhilfe geschaffen. 
übrigens sei Großbritannien Kanada gegenüber 
viel' rigoroser vorgegangen. 

Die Klausel, daß als britische Waren, die nach dem Präfe-
renztarif verzollt werden, nur solche anzusehen sind, bei/denen 
50 fides Uertes britischer Produktion ist, ist in Ottawa im 
House of Commons Kürzlich diskutiert worden.,Ein progressiver 
Abgeordneter hatte sie angegriffen und behauptet, daß sie le-
diglich- zum Schutze der kanadischen Jndustrie eingeführt wor-
den sei und für den Konsumenten die Waren verteure. Von dem 
Minister der Staatseinkünfte, Herrn Euler, und dem Finanzmini-
ster Robb ist die Maßnahme verteidigt worden. Dabei ist erklärt 
worden., daß ein Beamter des Ministeriums für die Staatseinkünfte 
in Großbritannien gewesen sei und Erhebungen angestellt habe, 
damit etwaige Härten beseitigt werden könnten. Der Beamte habe 
einen vorläufigen Bericht erstattet. Die Sache sei indes noch 
nicht völlig geklärt. Jnfolgedessen würde ein anderer Beamter 
des Ministeriums die Angelegenheit weiter an Ort und Stelle 
untersuchen. Stelle sich heraus, daß die Klausel ungewollte 
Härten im Gefolge habe, so lilrde später Abhilfe, geschaffen 
werden. Der Minister Euler Hat dabei bemerkt, daß der Janadi-
sche Beamte, der in England gewesen sei, auf gewisse Schwie-
rigkeiten gestoßen sei, weil verschiedene englische Fabrikan-
ten, die Beschwerde erhoben hätten, die von dem Beamten gefor-
derten Angaben über die Gestehungskosten nicht gemacht hätten. 

Der 
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Der Finanzminister Robb hat ausgeführt, daß Kanada 
bei der Durchführung der Maßnahme sehr schonend vorgegangen 
sei. die 50 °/o Klausel sei in der Budgetrede vom Februar v.js, 
angekündigt, aber erst ein reichliches Jahr später in Kraft gc--
Q$tzt worden. Die Britische Regierung sei Kanada gegenüber 
viel rigoroser vorgegangen. Als die britische Regierung seiner 
Zeit die Zollsätze für optische jnsirumente geändert fiaber 

habe sie Kanada einen Vorzugszoll satz von 23V 3 % eingeräumt, ~ 
Darauf habe Kamda einen stattlichen Handel mit Großbritannien 
in 'photographischen Apparaten aufgebaut. Die Britische Regierung 
habe eine Kommission eingesetzt, die die Einfuhr dieser Artikel 
aus Kanada prüfen seilte, jn ihrem Berichte habe die Kommission 
ausgeführt, daß die Einfuhr aus Kanada in diesen Artikeln von | 
£2,103 im Jahre 1921 auf 5 387,870 im Jahre 1925 gewachsen 
sei. Der Bericht habe dann weiter besagt, daß dies verhindert 
werden können, wenn der bisher geforderte Prozentsatz der 
Produktion aus dem Britischen Reiche von 25 $ auf 75 $ erhöht 
werde. Auch habe der Berictit die Erhöhung des Zolles von 
33V3 auf 50 $ vorgeschlagen. Die Erhöhung des Zolles auf 50 $ 
sei im britischen Budget von 1926/27 vorgesehen und am 1 „Mai 
1926 in Kraft gesetzt worden. Die 75 $ Klausel sei von England 
am I.März 1927 in Kraft gesetzt worden, und sie sei vom Board 
of Trade am 1.Februar 192? angekündigt worden. Großbritannien \ 
habe also die Änderung nur einen Monat vorher angekündigt, 
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